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Mohammed-Karikaturen lösen weltweite Proteste aus
Karikaturen des Propheten Mohammed, die bereits
im September 2005 von der dänischen Zeitung
Jyllands-Posten veröffentlicht worden waren, haben
in den vergangenen Wochen weltweit gewaltsame
Proteste von Muslimen ausgelöst. Bei der Zeitung gin-
gen Bombendrohungen ein, in muslimischen Ländern
wurden Botschaften in Brand gesetzt und Flaggen
westlicher Länder verbrannt. Eine Reihe islamischer
Staaten zogen ihre Botschafter aus Dänemark ab; in
vielen dieser Länder werden seither dänische Produkte
boykottiert.

Am 30. September 2005 hatte die dänische Tageszei-
tung Jyllands-Posten unter der Überschrift „Die Ge-
sichter Mohammeds“ zwölf Karikaturen des islamischen
Propheten veröffentlicht. Die bildliche Darstellung Got-
tes oder des Propheten Mohammed gilt im islamischen
Glauben als verboten. 16 muslimische Organisationen
Dänemarks protestierten gegen die Veröffentlichung

und warfen der Zeitung vor,
sie würde bewusst die ethi-
schen und moralischen Werte
des Islams herabwürdigen und
seine Lehren lächerlich ma-
chen.

Knapp drei Wochen nach
dem Erscheinen der Karika-
turen ersuchten elf Botschaf-
ter islamischer Staaten um ein
Gespräch mit Premierminister
Anders Fogh Rasmussen
(Venstre, liberal) über die Ka-
rikaturen. Dieser lehnte das
Gespräch ab und verwies auf
die herrschende Pressefreiheit.
Muslimische Organisationen
wie die Arabische Liga und
die Organisation der Islami-
schen Konferenz (OIC) kriti-
sierten diese Gesprächsver-
weigerung scharf. Die OIC, die
mehr als 50 Länder repräsen-
tiert, verlangte im Namen von
1,3 Mrd. Muslimen eine Ent-
schuldigung Dänemarks für
die „blasphemischen Darstel-
lungen“.

Die erneute Veröffentli-
chung der Zeichnungen in ei-
ner norwegischen Zeitung

Mitte Januar heizte die Proteste weiter an. Länder wie
Saudi-Arabien, Syrien, Libyen und Kuwait zogen ihre
Botschafter aus Dänemark ab. In zahlreichen muslimi-

schen Ländern kam es zu gewaltsamen Ausschreitungen
aufgebrachter Demonstranten, die immer noch an-
dauern. Dabei wurden Botschaftsgebäude demoliert,
dänische und andere europäische Fahnen verbrannt
sowie Morddrohungen gegen die Karikaturisten aus-
gesprochen. In Nigeria führte der Karikaturenstreit gar
zu Auseinandersetzungen zwischen Christen und Mus-
limen, die mehrere Todesopfer forderten. Auch vor
deutschen Einrichtungen im Ausland kam es zu Pro-
testen.

Boykottaufrufe für dänische Produkte fanden nicht
nur in der arabischen Welt Gehör, sondern dehnten
sich im Februar auch auf Staaten mit großer muslimi-
scher Bevölkerung in Fernost und Afrika aus. Auch in
Zeitungen in Deutschland, Frankreich, Italien und Spa-
nien erschienen Nachdrucke der Karikaturen.

Ende Januar entschuldigte sich die Jyllands-Posten
und bedauerte, die religiösen Gefühle vieler Muslime
verletzt zu haben. Auch die dänische Regierung, die
sich inzwischen mit einer diplomatischen Krise kon-
frontiert sah, gab eine Erklärung ab, in der sie das
Erscheinen der Karikaturen bedauerte, jedoch auf die
Wahrung von Presse- und Meinungsfreiheit verwies.
In vielen westlichen Ländern gab es friedliche De-
monstrationen und Proteste gegen die Karikaturen von
Tausenden von Muslimen, beispielsweise in Großbri-
tannien, Frankreich und Deutschland.

Deutsche Politiker begrüßten alle Schritte zur De-
eskalation im Karikaturenstreit und würdigten die mä-
ßigende Rolle der muslimischen Dachverbände in
Deutschland. Sie riefen zum interreligiösen Dialog auf
und betonten, Religion dürfe nicht verunglimpft und
religiöse Gefühle nicht bewusst verletzt werden. Al-
lerdings machten sie auch deutlich, dass die Presse-
freiheit ein zentrales Grundrecht sei, das keinesfalls
eingeschränkt werden dürfe.

Der Karikaturenstreit macht die Verhärtung auf po-
litischer, diplomatischer und religiöser Ebene zwischen
der islamischen und der westlichen Welt erneut deut-
lich. Allerdings wiesen Kommentatoren darauf hin, dass
die Karikaturen von radikalen Kräften in einigen isla-
mischen Staaten genutzt wurden, um bewusst gewalt-
tätige Proteste zu schüren. In Indien und der Türkei
sei die Reaktion der Muslime hingegen gemäßigt ge-
wesen.

In den europäischen Ländern werden die verhär-
teten Positionen in den Debatten um Integration, be-
sonders muslimischer Zuwanderer, den Umgang mit
religiösen Besonderheiten (z. B. Kopftuchstreit, Aus-
einandersetzungen um das Schächten) oder die Dis-
kussionen um die Anti-Terror-Gesetzgebungen (z. B.
Ausweisung von Hasspredigern) immer wieder sicht-
bar. as
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Deutschland: Streit um Migrationsforschung
In den Feuilletons deutscher Zeitungen ist ein Streit
um die Integration von Muslimen ausgebrochen. Der
Auslöser: In einem Aufruf hatten sich Anfang Februar
60 Wissenschaftler und Publizisten deutlich gegen
die Darstellung des Islams in populären Sachbüchern
ausgesprochen und verschiedenen Autoren Unwissen-
schaftlichkeit und mangelnde Seriosität vorgeworfen.

In der durch die Wochenzeitung „Die Zeit“ unter dem
Titel „Gerechtigkeit für die Muslime“ veröffentlichten
Petition kritisieren deren Verfasser, die Migrations-
forscher Yasemin Karakasoglu und Mark Terkessidis,
die Stoßrichtung derzeit populärer Sachbücher über
den Islam, darunter die Titel „Die fremde Braut“ von
Necla Kelek, „Ich klage an“ von Ayaan Hirsi Ali und
„Große Reise ins Feuer“ von Seyran Ates. Hier sei der
Islam als „unverbesserlich“ und „rückschrittlich“ dar-
gestellt, was zu Vorurteilen beitrage und in der Politik
dazu diene, eigene integrationspolitische Fehler im
Umgang mit dem Thema Zuwanderung zu verschlei-
ern. Bei den Publikationen handle es sich um „eine
Mischung aus Erlebnisberichten und bitteren Anklagen“
gegen einen durchweg als patriarchalisch und reak-
tionär dargestellten Islam. Rund 60 Migrationsforscher
und Publizisten unterstützten den Aufruf durch ihre
Unterschrift.

Insbesondere wenden sie sich gegen das Buch „Die
fremde Braut“ der türkischstämmigen Sozialwissen-
schaftlerin Necla Kelek. Es erschien 2005 und thema-
tisiert das Schicksal so genannter „Importbräute“ aus
der Türkei, die durch arrangierte oder erzwungene
Ehen elementarer Grundrechte beraubt würden und in
Deutschland ein „modernes Sklavendasein“ in Parallel-
gesellschaften führten.

Karakasoglu, Terkessidis und die Unterzeichner des
Appells werfen Kelek vor, sie trage mit ihren Büchern
zu ungenauen und vorurteilsbeladenen Vorstellungen
über den Islam und muslimische Migranten bei. Keleks
durch persönliche Erfahrungen und zahlreiche Fall-
darstellungen geprägtes Buch kommt neben der Schil-
derung von Zwangsehen u. a. zu dem Schluss, dass an
der gescheiterten Integration vor allem die türkischen
Muslime selbst Schuld trügen. Sie zeigten eine man-
gelnde Bereitschaft zur Anpassung und unterlägen einer
„islamischen Leitkultur“, die mit der westlich-europä-
ischen Lebensweise einer demokratischen Gesellschaft
nicht vereinbar sei. So werde von türkischen Jugend-
lichen ein Menschen- und Weltbild nicht mehr hinter-
fragt, das den Einzelnen der Gemeinschaft und dem
Willen Gottes unterwirft.

In ihrem Aufruf werfen die Kritiker der Autorin
vor, in ihrem Buch unwissenschaftlich und unseriös
zu arbeiten bzw. eigene Forschungsergebnisse mut-
willig umzuinterpretieren. Kelek käme zu Ergebnissen,
die den Aussagen ihrer eigenen Dissertation wider-
sprächen, nach der die Islamvorstellungen der von ihr
interviewten jungen Leute eine Modernisierung des
Islams und dessen Anpassung an die hiesigen Lebens-
umstände zeigten.

Bei den Büchern von Kelek, Hirsi Ali und Ates
handele es sich um „reißerische Pamphlete“, in denen
jeweils subjektive Erlebnisse und Einzelfälle zu einem
gesellschaftlichen Problem aufgebläht würden, das um-
so bedrohlicher erscheine, je weniger Daten und Er-
kenntnisse überhaupt eine Rolle spielten. Politik und
Medien konsultierten die Autorinnen jedoch als au-
thentische und wissenschaftlich legitimierte Ansprech-
partnerinnen.

Necla Kelek wehrte sich gegen die Kritik der Migra-
tionsforscher. In verschiedenen Interviews und Me-

Kommentar: Von der Vergangenheit in die Gegenwart –
Zukunftsperspektiven für die Migrationsforschung in Deutschland
Die jüngste Auseinandersetzung um die Wissenschaftlichkeit der
deutschen Migrationsforschung könnte kein schöneres Beispiel liefern.
Sowohl diejenigen, die am Beispiel von Zwangsheiraten vermeintlich
archaische Elemente einer in Parallelwelten versunkenen türkischen
Migrantenkultur erblicken, als auch diejenigen, die solcherlei Ergebnisse
mit dem Etikett von unwissenschaftlicher Forschung versehen haben,
sind sich in einem wichtigen Punkt einig: In Migranten lässt sich wie in
einem Spiegel – und je nach ideologischer Ausrichtung – der Erfolg oder
der Misserfolg von nachholender Entwicklung der „Anderen“ ablesen,
die dem „eigenen“ Selbstbild bzw. dem Bild der deutschen Gesellschaft
entspricht. Kulturelle Differenz scheint offensichtlich schwer ertragbar
zu sein. So gelten etwa der aufgeklärte Euro-Islam und deutsche
Sprachprogramme als adäquate Entwicklungshilfe für rückständige oder
diskriminierte Immigranten und deren Kinder.

Was aber ist das soziale Problem, auf das sich so viel Aufmerksamkeit
der Migrationsforscher und etliche Politikempfehlungen richten? Schon
dabei ergibt sich ein Hinweis darauf, dass sich die deutsche Migrationsfor-
schung noch nicht von einem platten Modernisierungsparadigma gelöst
hat. Die immer wieder gestellten Fragen lauten: Sind Muslime integrierbar?
Wie modern ist der Islam? Entweder wird der Islam als rückschrittlich bzw.
rückständig abgestempelt – man denke an die je nach Blickwinkel als For-
schung oder Journalismus bezeichneten Berichte über Zwangsheiraten.
Oder religiöse Praktiken werden vorschnell als modern bezeichnet. Man
denke dabei nur an die Verteidigerinnen des Kopftuchs, die darin ein Symbol
der Emanzipation von türkischen Migrantinnen der Mittelschicht konsta-
tieren. Es gibt also Entwürfe, die entweder in Immigranten selbstbestimmte
und emanzipierte Individuen oder auf traditionalistische Weise unterdrückte
Wesen sehen. Beide Perspektiven lassen die Dichotomie von Tradition und
Moderne wieder aufleben und tragen so zu dem politisierten Diskurs bei,
den sie erklärtermaßen überwinden wollen.

Die Vermutung drängt sich auf, dass bei der Postulierung von Modernität
als oberstes Ziel sozialer Integration eine folgenschwere Verwechslung von
kultureller Gleichartigkeit mit (staats-)bürgerlicher Gleichheit vorliegt. Die
wenig reflektierte Zielvorstellung von Modernität in Form kultureller Ho-
mogenität ist ein äußerst ungünstiger Ausgangspunkt für die Analyse von
Konflikten um Integration, die von allen Beteiligten mit der Meta-Norm
Gleichheit betrieben wird. Will man über eine platte Modernisierungsinter-
pretation von Migration und ihren Folgen hinaus, so darf man nicht nur „die
Migranten“ und womöglich deren vermutete „Parallelgesellschaften“ in
den Blick nehmen, sondern muss die Reaktionen der Mehrheitsgesellschaft
zumindest gleichgewichtig mitthematisieren.

Ein Großteil der seriösen deutschsprachigen Migrations- und Minder-
heitenforschung ist noch immer in einem – wenn auch modifizierten –
Assimilationsmodell gefangen. Ferner besteht ein weißer Fleck in der For-
schung mit Blick auf die Integration als gegenseitiger, wenn auch asymme-
trischer Prozess der Anpassung bzw. Akkommodation. So fehlen bislang
Erkenntnisse über den Wandel der Organisationen und der vielen Insti-
tutionen der Mehrheitsgesellschaft in einer de facto multikulturellen Ge-
sellschaft und die damit verknüpften Strategien in zentralen gesellschaft-
lichen Sektoren wie der öffentlichen Verwaltung (u. a. ethnic main-
streaming), Beratungsstellen und Schulen (citizenship education) sowie
quasi-öffentlichen Einrichtungen wie Krankenhäusern und Privatun-
ternehmen (diversity management). Schlussendlich könnte die Reflexion
des „Eigenen“ und eine etwas weniger vorschnelle und in der Regel implizite
Kategorisierung des „Anderen“ als „modern“ oder „traditionell“ zu produkti-
veren Fragestellungen in der Migrationsforschung führen.
Prof. Thomas Faist, Leiter des Center on Migration, Citizenship and
Development (COMCAD), Universität Bielefeld
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Abschiebeschutz für Tschetschenen
Tschetschenische Flüchtlinge dürfen nicht
in ihre Heimat abgeschoben werden, wenn
ihnen dort Schikanen seitens der russischen
Behörden drohen. Dies entschied der Hes-
sische Verwaltungsgerichtshof Anfang Fe-
bruar (Az. 3 UE 3021/03.A), nachdem eine
tschetschenische Familie gegen eine Ab-
schiebungsanordnung geklagt hatte. Die als
Asylbewerber abgewiesenen Flüchtlinge
sind in Deutschland zu dulden, wenn ihre
Existenz bei einer Rückkehr in die russische
Konfliktregion nicht gesichert werden kön-
ne. Die russischen Behörden stellten zu-
rückkehrende Tschetschenen oft unter ei-
nen generellen Terrorismusverdacht. Nach
Angaben des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge beantragten 2005 mehr als 400
Tschetschenen Asyl in Deutschland.
http://www.vgh-kassel.justiz.hessen.de
Zentralrat der Muslime - Neuer Vorsitzender
Anfang Februar ist der zum Islam konver-
tierte Deutsche Ayyub Axel Köhler zum neu-
en Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime
in Deutschland (ZMD) gewählt worden. Der
Zentralrat ist neben dem Islamrat der zweite
Dachverband der Muslime in Deutschland.
Nach eigenen Schätzungen fühlen sich ihm
bundesweit rund 800.000 Muslime unter-
schiedlicher Nationalitäten verbunden.
Köhler, der bisher Generalsekretär war, löste
Nadeem Elyas ab. Dieser hatte den Vorsitz
seit der Gründung des ZMD 1994 inne und
war nicht mehr angetreten. Unter Elyas
hatte sich der ZMD um die Integration der
Muslime in Deutschland und den Dialog mit
Politik, Verbänden und Medien bemüht.
Köhler kündigte an, den bisherigen Kurs des
Verbandes fortzusetzen. Besonders wichtig
sei ihm die Zusammenführung der Muslime
zu einer einheitlichen Repräsentanz in
Deutschland. http://www.islam.de/dcsf
Schwimmunterricht für muslimische
Jungen zumutbar
Muslimische Eltern, die ihre Söhne vom
Schwimmunterricht fern halten, können
künftig mit einem Bußgeld belegt werden.
Dies entschied das Amtsgericht Düsseldorf
Ende Januar (Az. 302 Owi 110 JS 84 12/
04). Geklagt hatten die Eltern eines 11-Jäh-
rigen. Sie argumentierten, ihr Sohn solle
keine Schülerinnen in Badeanzug oder
Bikini sehen oder berühren. Dies sei wider
den Koran. Die Richter dagegen erklärten,
dass die Teilnahme am Schwimmunterricht
mit einer knielangen Badehose zumutbar
sei. Daraufhin zogen die Eltern ihre Klage
zurück, mit der sie bereits im Mai 2005 vor
dem Verwaltungsgericht Düsseldorf (Az. 18
K 74/05) gescheitert waren (vgl. MuB 6/
05). Anfang der 1990er Jahre hatten deut-
sche Gerichte entschieden, dass Mädchen
islamischen Glaubens nicht am Schwimm-
unterricht teilnehmen müssen, wenn ihre
Eltern dies unter Hinweis auf den Koran
ablehnen (Az. 19 A 1706/90, Oberverwal-
tungsgericht Münster).
http://www.ag-duesseldorf.nrw.de

Kurzmeldungen – Deutschland I dienbeiträgen warf sie diesen
ihrerseits vor, für das Schei-
tern der Integrationspolitik
verantwortlich zu sein, indem
sie wesentliche Probleme der
Integration wie Zwangsheirat,
arrangierte Ehen, Ehrenmor-
de, Abschottung und die
Rolle des Islams vernach-
lässigt hätten. Einseitig und
unwidersprochen sei in der
Forschung ein zu positives
Bild vom „unaufhaltsamen
Weg der Migranten in die
Moderne“ gezeichnet wor-
den. Die Politik habe zu lange
auf diese Forscher und ihr
„ideologisches Konzept des
Multikulturalismus“ gehört,
denen es um die Sicherung öf-
fentlicher Forschungsmittel
gehe. In den letzten Jahren
habe sich der Einfluss des Is-
lams auf jugendliche Migran-
ten rasant verändert; er sei
zunehmend patriarchalisch
geprägt und werde als Waffe
eingesetzt, um verloren ge-
glaubte Söhne und Töchter
zu disziplinieren. Diese pro-
blematische politische Di-
mension des Islams werde in
den wissenschaftlichen Dis-
kurs nicht einbezogen.

In feuilletonistischen Bei-
trägen und zahlreichen Le-
serbriefen wurde die biswei-
len sehr polemisch geführte

Debatte unter den Wissenschaftlern im Zusammenhang
mit aktuellen Fragen der Migrations- und Integrations-
politik, wie einer Deutschpflicht auf Schulhöfen, der
Heraufsetzung des Nachzugsalters für ausländische
Ehegatten und dem so genannten Gesinnungstest (vgl.
MuB 1/06) diskutiert.

Auch Politiker nahmen Stellung zu dem Streit der
Forscher. Kristina Köhler, innenpolitische Berichter-
statterin der CDU/CSU-Fraktion für Integration, ver-
teidigte die Position Keleks. Es sei nicht ihre Schuld,
„dass diese finanziell gut ausgestatteten Migrations-
forscher sich jahrelang nicht getraut haben, Fragen
zu stellen, die ihre kleine heile multikulturelle Welt
hätten ins Wanken bringen können“. Die Integrations-
politikerin Lale Akgün (SPD) meinte, es sei nicht ver-
werflich, negative Erscheinungen kritisch zu disku-
tieren, wohl aber, sie für bestimmte politische Zwecke
zu instrumentalisieren. Ein Ausspielen partikularer, dif-
ferenzierter Forschungserkenntnisse gegen skandali-
sierbare, singuläre Phänomene sei sinnlos. „Es gibt zu
wenig Migrationsforschung in Deutschland. Wir täten
gut daran, mehr in sie zu investieren“, so Akgün. Die
Vorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen Claudia Roth
sprach sich für eine Versachlichung der Integrations-
debatte aus und unterstützte die Kritik des Aufrufs.

Auch Keleks aktuelles Buch problematisiert miss-
lungene Integrationsprozesse. Unter dem Titel „Die ver-
lorenen Söhne. Plädoyer für die Befreiung des türkisch-
muslimischen Mannes“ beschreibt sie die Muster tür-
kisch-muslimischer Sozialisation, die verbunden mit
mangelndem Willen zur Integration Ungleichheit und
Abschottung förderten. Eine Fortsetzung der Debatte
ist zu erwarten (siehe auch Kommentar S. 2). js (i. A.
der bpb)
Weitere Informationen:
http://www.zeit.de/online/2006/06/Petition
http://www.zeit.de/online/2006/06/kelek_replik

Die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration,
Flüchtlinge und Integration
Maria Böhmer (CDU) und der
französische Minister für
Chancengleichheit Azouz
Begag (parteilos) wollen die
Kooperation beider Länder
im Integrationsbereich ver-
stärken.

Anlässlich eines Treffens Mit-
te Februar in Berlin sagte die
Bundesintegrationsbeauftragte
Böhmer: „Die erfolgreiche
Integration von Zuwanderern
ist von grundlegender Be-
deutung für die Zukunftsfä-
higkeit unserer Gesellschaft.
Dies gilt auch im europäi-
schen Kontext.“ Im Rahmen

Deutschland und Frankreich planen
gemeinsame Integrationsprojekte

der deutsch-französischen Kooperation soll eine von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und dem fran-
zösischen Staatspräsidenten Jacques Chirac (UMP) be-
schlossene Integrationsinitiative umgesetzt werden, die
auch für weitere EU-Mitgliedstaaten offen sein soll:

Die deutsche Integrationsbeauftragte und der fran-
zösische Integrationsminister einigten sich auf ver-
schiedene Projekte, mit denen v. a. die Verbesserung
der Ausbildungs- und Arbeitsmarktsituation junger
Migranten erreicht werden soll: „Jugendliche mit
Migrationshintergrund sollen verstärkt im Rahmen von
Austauschprogrammen gefördert werden.“ Weitere
Schwerpunkte sollen auf dem Erfahrungsaustausch von
Stadtteilprojekten und der Förderung von Migrantin-
nen liegen. Die Projekte werden voraussichtlich noch
in diesem Jahr beginnen. Die Ergebnisse der Integra-
tionsinitiative sollen Anfang 2007 beraten werden, dem
EU-Jahr der Chancengleichheit. th
Weitere Informationen:
http://www.integrationsbeauftragte.de/gra/presse/
presse_1289.php
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EU: Diskussion um Freizügigkeit für
osteuropäische Arbeitskräfte
Anfang Februar hat die EU-
Kommission einen Bericht
über die Arbeitnehmermo-
bilität zwischen neuen und
alten Mitgliedstaaten seit der
Osterweiterung am 1. Mai
2004 vorgestellt. Dieser soll
den Mitgliedstaaten als
Grundlage für die Entschei-
dung über eine weitere Be-
schränkung des Zugangs zu
ihren Arbeitsmärkten die-
nen. Laut Bericht kam es seit
2004 nur zu einem geringen
Anstieg der Ost-West-Mi-
gration in Europa. Die Kom-
mission empfiehlt daher den
Mitgliedstaaten, auf eine
Verlängerung der Zugangs-
beschränkungen für osteuro-
päische Arbeitnehmer zu
verzichten. Deutschland,
Österreich und Belgien wol-
len an der Beschränkung
festhalten.

In den Verträgen über
den Beitritt der zehn neuen
EU-Mitgliedstaaten (EU10)
zum 1. Mai 2004 war auf
Drängen Deutschlands und
Österreichs den alten Mit-
gliedstaaten (EU15) die Mög-
lichkeit eingeräumt worden,
den Zugang zu ihren Ar-
beitsmärkten bis maximal
2011 zu beschränken. Je-
doch muss die Notwen-
digkeit einer Beschränkung
2006 und erneut 2009 ge-
prüft und gegebenenfalls
begründet werden. Mit Aus-

nahme Schwedens, Irlands und Großbritanniens hatten
2004 alle EU15-Staaten von der Regelung Gebrauch
gemacht (vgl. MuB 3/04). Bis Ende April müssen die
Mitgliedstaaten der Kommission nun mitteilen, ob sie
den Zugang zu ihren Arbeitsmärkten weiter beschränken
wollen.

In ihrem Bericht kommt die Kommission zu dem
Schluss, dass die Migrationsströme zwischen EU10 und
EU15 zu gering seien, um den EU-Arbeitsmarkt insge-
samt zu beeinflussen. Die Mobilitätsströme aus den
EU10- in die EU15-Mitgliedstaaten sowie zwischen ers-
teren seien sehr gering. Der Anteil der EU10-Bürger an
der Wohnbevölkerung jedes einzelnen EU15-Mitglied-
staats sei nach der Erweiterung relativ stabil geblieben,
mit Ausnahme von Großbritannien, Österreich und
Irland. Staatsangehörige der neuen EU10-Staaten
machten im Durchschnitt weniger als 1 % der erwerbs-
fähigen Bevölkerung aus. In Schweden blieb der Anteil
nach der Erweiterung stabil bei 0,2 %, obwohl keine
Barrieren existierten. In Österreich verdoppelte sich
der Anteil der mittel- und osteuropäischen Arbeitneh-
mer trotz Zugangsbeschränkungen innerhalb von zwei
Jahren auf 1,4 %. Auch in Großbritannien verdoppelte
sich der Anteil auf 0,4%. Nach einem Bericht der briti-
schen Regierung kamen seit 2004 etwa 346.000 Arbeit-
nehmer überwiegend aus Polen, Litauen und der Slowa-
kei nach Großbritannien und füllen u. a. im öffentlichen
Sektor wichtige Lücken. Gegen Ende 2005 nahm der
Zustrom ab. In Irland liegt der Anteil der Arbeitskräfte
aus den neuen Mitgliedstaaten mit 2 % am höchsten,
in Deutschland liegt er bei 0,7 %.

Die Kommission sieht daher keine direkte Verbin-
dung zwischen den bestehenden Übergangsregelungen
und dem Ausmaß der Mobilitätsströme. Laut Kom-
mission hatten die Migrationsströme nach der Erwei-
terung aber einen positiven Einfluss auf die Volkswirt-
schaften der EU15-Mitgliedstaaten. Arbeitnehmer aus
Osteuropa hätten dazu beigetragen, Qualifikationslücken
in den alten Mitgliedstaaten zu schließen. Die Kom-
mission empfiehlt daher allen EU15-Staaten, auf eine
Verlängerung der Zugangsbeschränkungen für osteu-
ropäische Arbeitnehmer zu verzichten.

Die Bundesregierung kündigte nach Erscheinen des
Berichtes jedoch an, den Zugang zum deutschen Ar-
beitsmarkt auch in den nächsten drei Jahren und wahr-
scheinlich bis 2011 zu beschränken. Bundesarbeitsmi-
nister Franz Müntefering (SPD) erklärte, „beim Wegfall
der bestehenden Beschränkungen wäre mit einem weit-
aus höheren Andrang von Wanderarbeitnehmern vor
allem im Niedriglohnsektor zu rechnen. Dies könnte
in der derzeitigen Lage zu nicht hinnehmbaren Span-
nungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt führen, der
weiterhin von hoher Arbeitslosigkeit geprägt ist.“ Auch
Bundeswirtschaftsminister Michael Glos (CSU) sieht in
den Übergangsfristen einen „weiterhin notwendigen
Puffer zum Schutze unseres Arbeitsmarktes und unseres
Handwerks“. Die SPD-Abgeordnete im Europäischen
Parlament Karin Jöns erklärte zudem, eine Aufhebung
der Zugangsbeschränkungen sei Gewerkschaften und
Arbeitnehmern „nicht zu vermitteln“.

Die FDP kritisierte die Haltung der Bundesregierung.
„Die große Koalition sollte [...] die Beschränkungen für
osteuropäische Arbeitnehmer vollständig aufheben“,
sagte der Europaabgeordnete Alexander von Lambs-

Kurzmeldungen – Deutschland II
Abschiebeschutz für Irakerinnen
Irakerinnen mit westlichem Lebensstil wer-
den in ihrem Herkunftsland verfolgt und
dürfen daher nicht abgeschoben werden.
Das entschied das Verwaltungsgericht Göt-
tingen (Az. 2 A 90/05). Das Gericht gab der
Klage einer jungen Irakerin statt, die seit
1992 in Deutschland lebt und nach dem
Sturz Saddam Husseins abgeschoben wer-
den sollte. Die Lage von allein stehenden
Frauen, die sich den Moralvorstellungen im
Irak nicht anpassen, sei „mehr als prekär“.
Die Klägerin müsse innerhalb kürzester Zeit
mit Übergriffen rechnen und könne nicht
menschenwürdig leben, so die Richter. Das
Gericht stützte sich in der Entscheidung vor
allem auf Berichte des Auswärtigen Amtes
über die Lebensverhältnisse allein stehender
Frauen im Irak.
http://www.verwaltungsgericht-
goettingen.niedersachsen.de
Kein Asyl für syrisch-orthodoxe Christen
Der Hessische Verwaltungsgerichtshof
(VGH) in Kassel hat in einem Grundsatzur-
teil entschieden, dass türkische Staatsan-
gehörige syrisch-orthodoxen Glaubens
(Aramäer) bundesweit keinen Asylanspruch
mehr haben (Az. 6 UE 2268/04.A). Die Rich-
ter begründeten ihr Urteil damit, dass sich
die politischen Verhältnisse im Südosten der
Türkei in den letzten Jahren verändert hät-
ten. Bei einer Rückkehr dorthin drohe allein
aufgrund der Zugehörigkeit zu dieser reli-
giösen Gruppe keine politische Verfolgung
mehr. Eine Revision des Urteils wurde nicht
zugelassen.
Wegen gewalttätiger Übergriffe und Ver-
folgung sind die meisten syrisch-orthodo-
xen Christen aus dem Südosten der Türkei
geflohen. Etwa 200.000 Aramäer leben in
Europa, davon rund 60.000 in Deutschland.
Wie viele von dem Urteil betroffen sind, ist
unklar.
http://www.vgh-kassel.justiz.hessen.de

Kurzmeldungen – Welt
UNHCR: Flüchtlingszahl sinkt weiter
Weltweit gibt es nach Angaben der Flüchtlingsorganisation der Vereinten
Nationen (UNHCR) derzeit etwa 10 Mio. Flüchtlinge und 25 Mio. Binnenver-
triebene. Damit sei die Zahl so niedrig wie seit 25 Jahren nicht mehr, so UN-
Flüchtlingshochkommissar Antonio Guterres vor dem EU-Parlament. Die
Hürden seien größer geworden, in den Aufnahmestaaten Schutz und Zu-
flucht zu finden. Er warnte die EU vor einem einheitlichen Asylrecht auf dem
kleinsten gemeinsamen Nenner: „Europa ist und bleibt ein Asylkontinent“.
http://www.europarl.eu.int
USA: Patriot Act verlängert
Nach einer zwei Monate andauernden Kontroverse (vgl. MuB 6/05) haben
beide Kammern des Kongresses die Anti-Terror-Gesetze des umstrittenen
„Patriot Act” unbefristet verlängert. Von 16 auslaufenden Bestimmungen
wurden 14 verlängert, wobei jedoch Zugeständnisse an die demokratische
Opposition gemacht wurden. Kernpunkt des Streits war die Balance zwischen
nationaler Sicherheit und Bürgerrechten. Anfang Februar war Präsident
George W. Bush (Republikaner) im Repräsentantenhaus noch mit seiner
Forderung nach einer unbefristeten Verlängerung gescheitert. Der nun von
Vertretern des Weißen Hauses, des Repräsentantenhauses und des Senats
erarbeitete Kompromiss wurde mehrheitlich angenommen.
http://www.senate.gov, http://www.house.gov
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dorff. Auch aus den Reihen
von Bündnis 90/Die Grünen
kam Kritik. „Die Verlänge-
rung der Zugangssperre ver-
schlimmert nur die Proble-
me“, sagte Elisabeth Schröd-
ter, Arbeitsmarktexpertin der
Grünen im Europäischen
Parlament. Denn dadurch
steige die illegale Beschäfti-
gung und diese sei schwerer
zu kontrollieren als die le-
gale. Deutschland solle bes-
ser die Entsende-Richtlinie
der EU auf alle Branchen an-
wenden und endlich Min-
destlöhne für verschiedene
Branchen vorgeben.

Auch einige Wirtschafts-
verbände kritisierten die Po-
sition der Bundesregierung.

Der Arbeitsmarktexperte des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages (DIHK) Oliver Heikaus forderte
die Bundesregierung auf, sie solle „in den kommenden
drei Jahren den Arbeitsmarkt wenigstens schrittweise
öffnen“. Auch der Deutsche Bauernverband (DBV) for-
derte ein Ende der Beschränkung. Die Landwirtschaft
sei zur Ernte auf hunderttausende ausländische Sai-
sonarbeitskräfte angewiesen.

Spanien, Portugal und Finnland kündigten an, ihre
Arbeitsmärkte ab Mai dieses Jahres zu öffnen. Frank-
reich will möglicherweise einige Sektoren öffnen. Ne-
ben Deutschland wollen auch Belgien und Österreich
den Zugang weiter beschränken. me
Weitere Informationen:
http://europa.eu.int/eur-lex/lex/LexUriServ/site/de/
com/2006/com2006_0048de01.pdf
http://europa.eu.int/comm/employment_social/
free_movement/index_de.htm
http://www.bmas.bund.de/BMAS/Navigation/
presse,did=118410.html
http://www.dwp.gov.uk/asd/asd5/wp29.pdf

Rezensionen / Literatur
Migration und Migrations-
politik im Prozess der euro-
päischen Integration?
Im Mai 2004 lief die 5-jäh-
rige Übergangsfrist zur wei-
teren Integration der Asyl-
und Migrationspolitik in die
EU-Gemeinschaftspolitik ab,
ohne dass jedoch das Ziel
einer weitgehenden Verge-
meinschaftung erreicht wur-
de. Die Studie von Ursula
Birsl, die gleichzeitig ihre
Habilitationsschrift ist, setzt
sich mit der Frage auseinan-
der, warum dieses Projekt
bislang scheiterte. Das Leit-
motiv der externen und in-
ternen Offenheit bzw. Ge-
schlossenheit westeuropäi-
scher Einwanderungsländer
zugrunde legend untersucht
die Autorin, inwiefern aus-
gewählte Länder zur Übertra-
gung nationalstaatlicher
Kompetenzen auf die EU-
Ebene bereit sind bzw. wel-
che Faktoren einer solchen
Übertragung entgegen ste-
hen. Neben der politischen
Dimension der Kompetenz-
verlagerung und der Inklu-
sion oder Exklusion von Mi-

granten, etwa durch unterschiedliche Staatsbürger-
schaftsregime, wird auch die soziale und politisch-
kulturelle Dimension von Migration einer Analyse
unterzogen.

Die untersuchten EU-Staaten Deutschland, Groß-
britannien und Spanien spiegeln jeweils einen Proto-
typen von Immigrationsländern (Anwerbestaat, Kolo-
nialmigration, neues Einwanderungsland) sowie
unterschiedliche Stellungen im europäischen Integra-
tionsprozess wider. Bevor sich Birsl jedoch der Ana-
lyse der nationalstaatlichen Besonderheiten widmet,

erfolgt zunächst eine Einbettung in die theoretische
Auseinandersetzung mit dem sozialen Phänomen der
Migration und dessen Verhältnis zu politischen Wirk-
lichkeitsdefinitionen und ideologisierten Deutungs-
mustern. Dabei wird auch die Frage nach dem national-
staatlichen Kontrollverlust im Kontext der Globali-
sierung sowie der Angleichung nationaler Migrations-
politiken hinterfragt. Dem folgt ein Überblick zur
Migrationsgeschichte Westeuropas (EU 15) seit Ende
des Zweiten Weltkrieges, wobei insbesondere die Ent-
wicklung einer gemeinschaftlichen Migrationspolitik
vor und nach dem Vertrag von Amsterdam betrachtet
wird.

Anhand einer Analyse der drei Länderbeispiele
Deutschland, Großbritannien und Spanien untersuchen
die Autorin und ihre Mitarbeiterin die interne und
externe Offenheit bzw. Geschlossenheit der Unter-
suchungsländer und arbeiten Divergenzen und Kon-
vergenzen heraus. Dabei greift Birsl auf die Untersu-
chungsergebnisse eines gemeinsamen Forschungs-
projekts der Universitäten Göttingen, Barcelona, Bir-
mingham und Keele (Staffordshire) zurück. In einem
Vergleich aller 15 „alten“ EU-Staaten werden schließ-
lich die strukturellen, gesellschaftlichen und politi-
schen Voraussetzungen sowie die Möglichkeiten einer
Kompetenzverlagerung von nationaler auf EU-Ebene
analysiert. Das Werk von Ursula Birsl stellt einen wich-
tigen Beitrag in der aktuellen Debatte um die Euro-
päisierung der Migrationspolitik im Kontext der Glo-
balisierung dar.
Ursula Birsl: Migration und Migrationspolitik im
Prozess der europäischen Integration? (unter Mitarbeit
von Doreen Müller), 2005, Opladen, Verlag Barbara
Budrich, 360 S., ISBN 3-938094-31-41, Preis: 36 Euro,
Online-Bestellung: http://www.budrich-verlag.de

Verworfenes Leben – Die Ausgegrenzten der Moderne
Die Ausgegrenzten der Moderne sind Menschen, „die
keinen definierten sozialen Status besitzen, vom
Standpunkt der materiellen und intellektuellen Pro-
duktion für überflüssig erachtet werden und sich auch
selbst so empfinden“, so Zygmunt Baumann in seinem
aktuellen Buch „Verworfenes Leben“. Die Produktion

Kurzmeldungen – Europa I
EuGH: Urteil zum Aufenthaltsrecht
Kinder türkischer Arbeitnehmer dürfen auch
nach Straftaten nicht ohne weiteres abge-
schoben werden. So urteilte der Europäische
Gerichtshof (EuGH) am 16. Februar in Lu-
xemburg. Durch das zwischen der Türkei
und der EU geschlossene Assoziationsab-
kommen stehen türkische Staatsbürger im
Vergleich zu anderen Drittstaatsangehö-
rigen unter besonderem Schutz. Nach dem
Ausländergesetz waren bisher Ausländer
zwingend auszuweisen, wenn sie wegen
schwerer Straftaten zu mindestens drei Jah-
ren Haft verurteilt worden waren. Eine Ab-
schiebung von Kindern türkischer Arbeit-
nehmer ist nur dann zulässig, wenn eine
Gefahr für die öffentliche Sicherheit drohe
(Az. Rs C-502/04).
http://www.curia.eu.int/en/content/juris/
c2.htm
Niederlande: Sprach- und Kulturtest
Ab Mitte März müssen Einwanderer bereits
vor ihrer Einreise in die Niederlande in ihrem
Herkunftsland eine Prüfung in niederländi-
scher Sprache und Kultur bestehen. Die obli-
gatorischen Tests sollen nach Angaben von
Immigrationsministerin Rita Verdonk (VVD,
rechtsliberal) in 138 niederländischen Bot-
schaften absolviert werden können. Es han-
delt sich um einen 30-minütigen Compu-
tertest, der Aufschluss darüber geben soll,
ob der Einwanderungswillige auf das Leben
in der niederländischen Gesellschaft vor-
bereitet ist. Wer den Test bestehe, sei „mehr
als willkommen in den Niederlanden“, sagte
Verdonk. Der Test gilt ausschließlich für per-
manente Einwanderer aus Nicht-EU-Staa-
ten. Er kostet rund 350 Euro. Im ersten Jahr
werden etwa 14.000 Prüfungskandidaten,
überwiegend aus der Türkei, Marokko und
Suriname erwartet.
Großbritannien: Imam verurteilt
Anfang Februar ist in London der prominente
muslimische „Hassprediger“ Abu Hamza al-
Masri wegen Anstiftung zu Mord und Ras-
senhass zu sieben Jahren Haft verurteilt wor-
den (vgl. MuB 5/04). Der aus Ägypten stam-
mende 47-Jährige mit britischem Pass lei-
tete eine große Moschee im Norden Lon-
dons. Al-Masri galt als einer der einfluss-
reichsten Männer der britischen Islamisten-
Szene. Nach der Verbüßung der Strafe wird
ein Auslieferungsverfahren in die Vereinig-
ten Staaten beginnen, wo al-Masri wegen
Beteiligung an einer Entführung im Jemen
und wegen Vorbereitung eines Terroristen-
Trainingslagers in Oregon gesucht wird.
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I m p r e s s u m

Kurzmeldungen – Europa II
Italien: Neue Einbürgerungsregelungen
Das italienische Parlament hat Ende 2005
neue Einbürgerungsregelungen erlassen.
Alle kroatischen und slowenischen Staats-
bürger, die zur italienischen Minderheit ge-
hören, können nun die italienische Staats-
bürgerschaft erhalten. Dazu müssen sie
nachweisen, dass ihre direkten Vorfahren
in den Gebieten ansässig waren, die Italien
in Folge des Pariser Friedensvertrages von
1947 an das ehemalige Jugoslawien abge-
treten hatte. Dies sind vor allem die Regionen
Istrien und Dalmatien sowie die davor gela-
gerten kroatischen Inseln. Bisher konnten
Angehörige der italienischen Minderheit nur
dann die Staatsbürgerschaft erhalten, wenn
sie vor 1948 geboren wurden. In Kroatien
und Slowenien stieß die Gesetzesnovelle
auf heftige Kritik.
http://www.parlamento.it
Großbritannien: Umgang mit Hasspredigern
Die britische Regierung hat im Parlament
eine Niederlage im Hinblick auf die striktere
Bekämpfung von Hasspredigern erlitten.
Hauptkritikpunkt an der Gesetzesvorlage
gegen rassistisch oder religiös motivierte
Hassprediger war, dass die darin vorgesehe-
nen Maßnahmen die Redefreiheit ein-
schränkten. Das Gesetz wird nun mit den vom
Oberhaus geforderten Änderungen auf den
Weg gebracht. Damit scheiterte die Regierung
Blair erneut mit einem Gesetzesvorhaben
gegen Terrorverdächtige (vgl. MuB 10/05).

„menschlichen Abfalls“ ist
eine zentrale Begleiterschei-
nung der Moderne und hat
durch die globale Ausweitung
eine weltweite Erzeugung
marginalisierter, „unnützer“
Menschen hervorgebracht.
Für Baumann sind Flücht-
linge, Heimatlose, Asylbewer-
ber, Migranten und Menschen
ohne Papiere die „Kollateral-
verluste“ der globalen Moder-
nisierung, da diese Menschen
als „nutzlos“ und als Belastung
der sozialen Systeme gelten.
In seinem Buch vollzieht er
eine längst fällige Kulturkritik
unserer Zeit, die vor keinem
Tabu zurückschreckt.

Der Steuerungsverlust der
globalisierten Wirtschaft, den
der moderne Nationalstaat
erleidet, führt zu einer Priori-
tätenverlagerung seiner Auf-
gabengebiete. Der Staat kann
das Versprechen des Sozial-
staats nicht mehr einhalten,
also verlagert er sein Haupt-
augenmerk auf die persön-
liche Unversehrtheit seiner
Bürger. Nur so ist der über-
dimensionierte Kampf gegen
den Terror zu verstehen, bei
dem Asylbewerber und Mi-

granten mit Terroristen assoziiert werden. Der
„Staatsfeind Nummer eins“ ist nicht mehr die Arbeits-
losigkeit, sondern lebt in den französischen banlieues,
den deutschen Einwanderervierteln und englischen
Großstädten – marginalisiert und am Rand unserer Ge-
sellschaft. Diese marginalisierten städtischen Viertel
bleiben nur „Zwischenstationen“ der Überzähligen auf
ihrer permanenten Odyssee. Im nationalstaatlichen
Fokus sind sie allenfalls „Brutstätten der Kleinkri-
minalität, der Bettelei und der Prostitution“ und bieten
damit willkommenen Anlass für eine Politik der „harten
Hand“ gegen den „menschlichen Abfall ausländischer
Herkunft“. Den „Nutzlosen“ und „Schmarotzern“ unserer
Zeit wird nun auch noch der Stempel der Gefahr bzw.
des Terrorismus aufgedrückt, so Baumann.

Die Konsequenz der „westlich zivilisierten Welt“
besteht in Abschottung und Ignoranz. Ihre Verant-
wortung besteht nicht mehr in der Aufnahme von Ver-
folgten und Migranten, sondern entweder in der von
Tony Blair vorgeschlagenen „heimatnahen“ Verwah-
rung dieser Menschen oder in deren gesellschaftlichem
Ausschluss in den großstädtischen Randbezirken.
„Flüchtlinge sind menschlicher Abfall, der dort, wo er

eintrifft und sich vorübergehend aufhält, keine nütz-
liche Rolle einzunehmen und in der neuen sozialen
Umgebung weder die Absicht noch die realistische
Aussicht auf Assimilation oder Eingliederung hat.“
Asylbewerber bewegen sich in einem staatenlosen
Raum, der sie außerhalb jeglichen Gesetzes stellt. Ihre
Chance auf eine vollkommene und legitime Wieder-
aufnahme in die Gesellschaft ist außerordentlich gering.
Sie landen meist auf den „Müllhalden“ unserer Zivili-
sation.

 „Die Geschichte, in der und mit der wir wachsen,
hat kein Interesse an Abfall“, so Baumann. Die ent-
stehenden Berge „menschlichen Überschusses“ bestei-
gen wir weder tatsächlich noch theoretisch, „so wie
wir nicht in Problemvierteln spazieren gehen, in arm-
seligen Straßen, städtischen Ghettos, Asylbewerber-
lagern oder anderen Gegenden, von deren Betreten
abgeraten wird.“

Die große Schwäche des Buches sind fehlende Be-
lege. Weder Zahlen noch wissenschaftlich relevante
Daten lässt Baumann seinen Ausführungen zukommen,
einzig Zeitungsmaterial dient der Unterstützung seiner
Thesen. Dennoch fällt es schwer, seiner pessimistischen
Logik des Fortschritts zu widersprechen. Er leistet ei-
nen nachdenklich stimmenden essayistischen Beitrag
zur Interpretation unserer Zeit.
Zygmunt Baumann: Verworfenes Leben – Die Ausge-
grenzten der Moderne, 2005, Hamburg, Hamburger
Edition HIS Verlagsgesellschaft mbH, 195 Seiten, ISBN
3936096570, Preis: 20 Euro, Online-Bestellung:
http://www.his-online.de

Sabine Ipsen-Peitzmeier, Markus Kaiser (Hrsg.):
Zuhause fremd. Russlanddeutsche zwischen Russland
und Deutschland, 2006, Bielefeld, ISBN 3-89942-308-
9, Preis: 27,80 Euro, Online-Bestellung: http://
www.transcript-verlag.de

Ludger Pries (Hrsg.): Zwischen den Welten und Zu-
schreibungen. Neue Formen und Herausforderungen
der Arbeitsmigration im 21. Jahrhundert, 2005, Es-
sen, ISBN 3-89861-368-2, Preis: 29,90 Euro, Online-
Bestellung: http://www.klartext-verlag.de

Christoph Butterwegge, Gudrun Hentges (Hrsg.):
Massenmedien, Migration und Integration, 2006,
Wiesbaden, ISBN 3-531-15047-2, Preis: 19,90 Euro,
Online-Bestellung: http://www.vs-verlag.de

qantara.de - Dialog mit der islamischen Welt
Muhammad Kalisch, Professor für die „Religion des
Islams“ an der Universität Münster plädiert in einem
Beitrag anlässlich des Karikaturenstreits für die Presse-
freiheit – unter Wahrung der Menschenwürde.
http://www.qantara.de/webcom/show_article.php/
_c-469/_nr-476/i.html


